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Zur übermittelten Anfrage der Parlamentsdirektion betreffend Geburtshilfe in Kranken­

anstalten nimmt das Amt der NÖ Landesregierung wie folgt Stellung: 

Im aktuell gültigen Österreichischen Strukturplan Gesundheit 2012 (ÖSG 2012) finden sich 

Grundbestimmungen wie Vorgaben zur Zielgruppe der jeweiligen Fachbereiche, Anforder­

ungen an die Personalausstattung und -qualifikation, infrastrukturelle Erfordernisse sowie 

Angaben zu Versorgungsstrukturen bzw. Leistungsangeboten, um eine möglichst gleich­

mäßige und bestmöglich erreichbare, aber auch eine wirtschaftlich und medizinisch sinn­

volle Versorgung mit entsprechender Qualitätssicherung zu gewährleisten. 

Für jedes Fachgebiet sind medizinisch und wissenschaftlich begründete Mindestfrequen­

zen vorgegeben, um eine Sicherstellung von fachlicher Expertise in den Behandlungs­

teams (vor allem Ärztinnen/Ärzte und Angehörige sonstiger Gesundheitsberufe) durch 

Qualifikation (Aus-, Fort- und Weiterbildung) und Routinewirkung und damit von zufrieden­

stellender Ergebnisqualität zu garantieren. Für die Geburtshilfe ist diese Mindestfrequenz 

mit 365 Geburten pro Jahr festgelegt. 
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Die Erreichbarkeitsrichtwerte pro Fachrichtung sollen für mindestens 90 Prozent der Ge­

samtbevölkerung des jeweiligen Bundeslandes (unter Berücksichtigung auch bundeslän­

derübergreifender Versorgungsbeziehungen) eingehalten werden. Für die Gynäkologie 

und Geburtshilfe ist eine Erreichbarkeitsgrenze von 45 Minuten vorgegeben. 

Es ist somit ersichtlich, dass dem ÖSG 2012 nicht nur gesundheitsökonomische Über­

legungen zugrunde liegen sondern sind diese auch durch medizinische Überlegungen 

untermauert und bestätigt. 

Aus den genannten Gründen kann der Forderung einer Aufnahme der Gynäkologie und 

Geburtshilfe in die Grundversorgung jedes Krankenhauses nicht entsprochen werden. 
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Mag. H a i d e n  
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